
Der Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen

An den
Präsidenten des Landtags
Nordrhein-Westfalen
Herrn Andre Kuper MdL
Platz des Landtags 1 Oktober 2019

40221 Düsseldorf

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen hat am 8. Oktober 2019
beschlossen, dem Bundesrat den als Anlage beigefügten Antrag für eine

Entschließung des Bundesrates zur Verlängerung des
Optionszeitraums bis zur Anwendung von § 2b UStG auf
juristische Personen des öffentlichen Rechts

zuzuleiten.

Bei der Übermittlung an den Präsidenten des Bundesrates habe ich
gebeten, die Vorlage in die Tagesordnung der Sitzung des Bundesrates
am 8. November 2019 aufzunehmen und anschließend den zuständigen
Ausschüssen zur Beratung zuzuweisen.

Ich bitte Sie, den Vorsitzenden des Hauptausschusses über diese
Bundesratsinitiative des Landes zu unterrichten.

Mit freundlichen Grüßen

Armin Laschet

Horionplatz 1
40213 Düsseldorf
Telefon 0211 837-01

ministerpraesident@stk.nrw.de
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An den 
Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

Der Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen hat am 8. Oktober 2019 
beschlossen, dem Bundesrat den als Anlage beigefügten Antrag für eine 

Entschließung des Bundesrates zur Verlängerung des 
Optionszeitraums bis zur Anwendung von § 2b UStG auf 
juristische Personen des öffentlichen Rechts 

zuzuleiten. 

Bei der Übermittlung an den Präsidenten des Bundesrates habe ich 
gebeten, die Vorlage in die Tagesordnung der Sitzung des Bundesrates 
am 8. November 2019 aufzunehmen und anschließend den zuständigen 
Ausschüssen zur Beratung zuzuweisen. 

Ich bitte Sie, den Vorsitzenden des Hauptausschusses über diese 
Bundesratsinitiative des Landes zu unterrichten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Armin Laschet 
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Bundesrat Drucksache 

Antrag 
des 'Landes Nordrhein-Westfalen 

Entschließung des Bundesrates zur Verlängerung des 'Optionszeitraums bis 
zur Anwendung von § 2b UStG auf juristische Personen des öffentlichen 
Rechts 

Der Bundesrat möge folgende Entschließung fassen: 

1. Der Bundesrat stellt fest, dass zahlreiche Fragen zur Anwendung von § 2b Umsatz
steuergesetz auf verschiedene Formen der interkommunalen Zusammenarbeit weiter
hin ungeklärt sind und dies auch mit Blick auf die neueren unionsrechtlichen Entwick
lungen zu einer erheblichen Rechtsuntersicherheit bei den Kommunen führt. 

2. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die Kommunen Rechtssicherheit in Bezug 
auf die umsatzsteuerrechtliche Beurteilung aller wesentlichen Formen der interkom
munalen Zusammenarbeit benötigen, damit sie die erforderlichen rechtlichen, organi
satorischen und sonstigen Maßnahmen treffen können, um sich auf-die Neuregelung 
angemessen einzustellen . Diese konnte bei vielen Kommunen auf Basis der aktuell 
verfügbaren Anwendungshinweise noch nicht vollständig hergestellt werden. 

3. Um insbesondere den Kommunen einen geordneten Wechsel in das neue Besteu
erungssystem mit der dabei gebotenen Sorgfalt zu ermöglichen, hält es der Bundesrat 
daher für erforderlich, die Übergangsfrist auf der Grundlage der bereits abgegebenen 
Optionserklärungen bis zum Ende des Jahres 2022 zu verlängern. 

4. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, die unter Nummer 3 dieser Entschließung 
bezeichnete Regelung in eine Gesetzesinitiative aufzunehmen, mit der ihr Inkrafttreten 
rechtzeitig vor dem 1. Januar 2021 gewährleistet ist. 

Begründung 

Mit dem Steueränderungsgesetz 2015 hat der nationale Gesetzgeber die notwendigen 
Folgerungen aus der Mehrwertsteuersystemrichtlinie für die Umsatzsbesteuerung ju
ristischer Personen des öffentlichen Rechts gezogen. Dies hat zu einer grundlegenden 
Neuregelung der Umsatzsteuerpflichten für juristische Personen des öffentlichen 
Rechts zum 1. Januar 2017 geführt. Folge des Systemwechsels war ein Aufkommen 
einer Vielzahl von steuerlichen Auslegungs- und Abgrenzungsfragen. Um eine Klärung 
dieser Fragen vor der Anwendung der neuen Vorschriften zu ermöglichen, hat der Ge
setzgeber die Übergangsregelung des § 27 Absatz 22 Satz 3 Umsatzsteuergesetz 
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(UStG) geschaffen. Sie ermöglicht es den juristischen Personen bislang, die alten Vor
schriften über die Umsatzbesteuerung der juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts bis zum 1. Januar 2021 weiter anzuwenden. Von dieser Möglichkeit wurde 
umfassend Gebrauch gemacht. 

Dennoch herrscht in den Kommunen weiterhin teils große Verunsicherung hinsichtlich 
der zutreffenden Anwendung des für sie geltenden Umsatzsteuerrechts. Die Rechts
unsicherheit betrifft insbesondere den Bereich der interkommunalen Zusammenarbeit, 
in dem viele Fragen - teils auch sehr grundsätzlicher Art - vor allem zur Anwendung 
von § 2b Absatz 3 Nummer 2 UStG und der sich daran anschließenden abstrakten 
Prüfung eines potentiellen Wettbewerbs auf bestimmte Formen interkommunaler Zu
sammenarbeit nach wie vor ungeklärt sind. 

Viele Gestaltungsformen interkommunaler Zusammenarbeit, die bisher eine nach wirt
schaftlichen Gesichtspunkten ausgerichtete gemeinsame Erledigung von kommuna
len Aufgaben und die Zusammenführung von Einzel- und verwaltungsinternen Teilleis
tungen ermöglicht haben, müssen angesichts des künftigen Umsatzsteuerregimes auf 
den Prüfstand gestellt werden. Es ist nicht auszuschließen, dass zahlreiche interkom-

. munale Kooperationen aufzugeben sein werden, weil die bisherigen Synergieeffekte 
durch eine drohende Umsatzbesteuerung nivelliert, wenn nicht sogar aufgehoben wer
den. Das Anliegen der Länder, die interkommunale und regionale Zusammenarbeit 
durch die Kommunen als Instrument einer effizienten und modernen kommunalen Auf
gabenwahrnehmung 'zu stärken, wird durch diese Entwickh..mg konterkariert. 

Das erfordert in vielen Bereichen der interkommunalen Zusammenarbeit nicht nur kos
tenintensive steuerrechtliche Beratung durch Dritte oder das Vorhalten von Fachper
sonal für Steuerrechtsfragen, sondern in vielen Fällen auch eine weitreichende Umge
staltung und Neuorganisation der kommunalen Aufgabenverteilung. So müssen in vie
len von einer Umsatzbesteuerung gegebenenfalls betroffenen Kooperationsbereichen 
organisatorische Umstrukturierungen oder gar Rückverlagerungen von Aufgabenbe
ständen auf die · beteiligten Kommunen in Betracht gezogen werden. Derartige Maß
nahmen bedürfen oft eines erhebl ichen zeitlichen Vorlaufs, da ihnen langfristige Ver
fahren (Planung, Änderung von Satzungen oder öffentlich-rechtlichen Vereinbarun
gen, aufsichtliche Genehmigungen, Personalanpassungen, notarielle Änderung von 
Gesellschaftsverträgen etc.) vorausgehen müssen. Sie können von den Kommunen 
jedoch erst dann sinnvollerweise vorgenommen werden, wenn hinreichende Klarheit 
über die umsatzsteuerrechtliche Einordnung der zugrundeliegenden Sachverhalte be
steht. 

Der Bemessung der bestehenden fünf jährigen Übergangsfrist lag die Vorstellung zu
grunde, dass bis zu ihrem Ablauf die steuerpflichtigen Sachverhalte von den Kommu.
nen systematisch erfasst und auf Basis der Anwendungshinweise der Finanzverwal
tung rechtssicher bewertet werden könnten. Mit den bis dato verfügbaren Auslegungs
und Anwendungshilfen zu § 2b UStG wurden die Kommunen jedoch nicht in die Lage 
versetzt, alle notwer)digen Schritte einzuleiten. Daher ist zu befürchten, dass in vielen 
Bereichen erforderliche Anpassungen an das neue Umsatzbesteuerungssystem nicht 
mehr rechtzeitig vor dem Sti~htag 1. Januar 2021 abgeschlossen sein werden. 
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Vor diesem Hintergrund se'tzt sich der Bundesrat für die berechtigten Interessen der 
Kommunen ein. Hierzu gehört neben der Herstellung von Transparenz üb.er den künf
tigen Rechtsrahmen zwingend auch ein zeitlicher Aufschub. Daher hält der Bundesrat 
es für geboten, den Übergangszeitraum über die bestehende Übergangsregelung des 
§ 27 Absatz 22 Satz 3 UStG hinaus um weitere zwei Jt;lhre zu verlängern. Diese Zeit
spanne ist erforderlich und effektiv zu nutzen, um die bestehenden relevanten rechtli
chen Unsicherheiten im Dialog mit den Kommunen zeitnah, einheitlich und verbindlich 
auf Bund-Länder-Ebene zu klären. 
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